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Der Prozess des Standardsetting nach IFRS am Beispiel der Fair
Value Option
Abstract
Die zahlreichen Änderungsentwürfe der Fair Value Option nach IFRS führten zu kontro-versen
Diskussionen. Das IASB sah sich daher gezwungen, die Fair Value Option mehr-mals anzupassen, um
den Ansprüchen der Stakeholder, wie z.B. der Europäischen Zentral-bank und den im Baseler
Ausschuss für Bankenaufsicht vertretenen Aufsichtsbehörden, ge-recht zu werden. Der vorliegende
Beitrag beleuchtet den Entstehungsprozess der Fair Value Option und analysiert, inwiefern die
Reaktionen der Stakeholder zur Entwicklung der derzeitigen Version der Fair Value Option beigetragen
haben. Dabei soll die Frage erörtert werden, ob die diversen Änderungen hinsichtlich der aktuellen Fair
Value Option letztendlich einen Nutzen gestiftet haben.
Conrad Meyer 
Der Prozess des Standardsetting nach IFRS  
am Beispiel der Fair Value Option 
Die zahlreichen Änderungsentwürfe der Fair Value Option nach IFRS führten zu kontro-
versen Diskussionen. Das IASB sah sich daher gezwungen, die Fair Value Option mehr-
mals anzupassen, um den Ansprüchen der Stakeholder, wie z.B. der Europäischen Zentral-
bank und den im Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht vertretenen Aufsichtsbehörden, ge-
recht zu werden. Der vorliegende Beitrag beleuchtet den Entstehungsprozess der Fair  
Value Option und analysiert, inwiefern die Reaktionen der Stakeholder zur Entwicklung 
der derzeitigen Version der Fair Value Option beigetragen haben. Dabei soll die Frage 
erörtert werden, ob die diversen Änderungen hinsichtlich der aktuellen Fair Value Option 
letztendlich einen Nutzen gestiftet haben.1  
 
1 Einleitung 
Neue International Financial Reporting Standards (IFRS) entstehen durch einen so genann-
ten Due Process. Zunächst sammelt das International Accounting Standards Board (IASB) 
Vorschläge und themenrelevante Informationen, um die ersten Lösungsansätze in einem 
Diskussionspapier zu veröffentlichen. Dieses wird zur Kommentierung durch die interes-
sierte Öffentlichkeit freigegeben. Sobald die Vernehmlassungsfrist von drei Monaten abge-
laufen ist, werden die eingegangenen Stellungnahmen (Comment Letters) ausgewertet und 
ein Entwurf (Exposure Draft) publiziert, der den favorisierten Lösungsansatz des IASB 
darstellt. Aus den eingehenden Comment Letters wird der endgültige Standard erarbeitet.2
Ein Beispiel für einen sowohl langwierigen als auch problematischen Entstehungsprozess 
eines Standards bildet die Fair Value Option, an der seit 2002 viermal Modifikationen vor-
genommen wurden. Die Fair Value Option beschreibt ganz allgemein das Wahlrecht, Fi-
nanzinstrumente erfolgswirksam zum Fair Value zu bewerten, sofern sie beim erstmaligen 
Ansatz entsprechend eingestuft werden. Erstmals wurde die Fair Value Option in einem 
Exposure Draft, der am 14. Juni 2002 veröffentlicht wurde, vorgeschlagen. Die Regelun-
gen aus dem Jahr 2002 wurden von den Finanzdienstleistern begrüsst, allerdings traf die 
Fair Value Option auf vehementen Widerstand bei den Aufsichtsbehörden. Trotz dieser 
ablehnenden Haltung verabschiedete das IASB die Fair Value Option im Jahr 2003 als 
Bestandteil des Standards IAS 39. Da die Kritik nicht abriss, überdachte das IASB die un-
eingeschränkte Fair Value Option nochmals. Die generellen Vorteile sollten erhalten blei-
ben, jedoch wurde beabsichtigt, die Nutzung an bestimmte Bedingungen zu knüpfen. Die-
ser Überarbeitungsprozess überraschte vor dem Hintergrund des bereits publizierten Stan-
dards. Im Rahmen der Revision veröffentlichte das IASB am 21. April 2004 einen weite-
ren Exposure Draft, der ausschliesslich die Fair Value Option thematisierte. Darin wurde 
eine Restriktion der Wahlmöglichkeit auf bestimmte Fälle vorgeschlagen. Die Modifika-
tionen stellten zwar die Aufsichtsbehörden zufrieden, die Finanzdienstleistungsunter-
                                                 
1  Der Autor dankt Laura Dünhaupt für die wertvolle Unterstützung bei der Redaktion des Beitrags. 
2  Vgl. Fülbier/Gassen/Pellens (2006), S.87. 
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nehmen äusserten sich jedoch ablehnend. Die mehrfache Veränderung des Standards war 
insbesondere für Banken, welche die Fair Value Option in hohem Masse nutzen, problema-
tisch, da die Modifikationen der Fair Value Option die Anwendung der Regeln stark er-
schwerten.  
 
2 Die Fair Value Option 
Für die Bewertung von Finanzinstrumenten ist der so genannte Mixed Model-Ansatz vor-
gesehen. Gemäss diesem Modell können finanzielle Vermögenswerte im Rahmen der 
erstmaligen Erfassung in vier unterschiedliche Gruppen, und finanzielle Verbindlichkeiten 
in zwei Gruppen kategorisiert werden (vgl. Abb. 1). Die Einteilung in die Gruppen erfolgt 
nach dem beabsichtigten, künftigen Nutzen der Finanzinstrumente. Werden finanzielle 
Vermögenswerte zum Beispiel bis zur Fälligkeit gehalten, werden sie der Kategorie «Held 
To Maturity» zugeordnet. 
 
Abbildung 1: Mixed Model nach IAS 39 
 
 
Je nach Kategorie wird eine Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten oder eine 
erfolgswirksame bzw. eine erfolgsneutrale Bewertung zum Fair Value vorgenommen. Die 
Fair Value Option ist Bestandteil der Kategorie «At Fair Value through Profit and Loss» 
(FVTPL). Die Erst- und Folgebewertung erfolgt für ausgewählte finanzielle Vermögens-
werte und Verbindlichkeiten dieser Gruppe zum beizulegenden Zeitwert (Fair Value). Än-
dert sich der Fair Value eines Finanzinstruments dieser Klasse, wird die Abweichung er-
folgswirksam erfasst. Die Fair Value Option besagt grundsätzlich, dass alle finanziellen 
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten unwiderruflich als FVTPL designiert werden kön-
 2
nen. Ausgenommen von diesem Wahlrecht sind lediglich Eigenkapitalinstrumente, für die 
kein Marktpreis besteht und deren Fair Value nicht verlässlich ermittelt werden kann.3
Mit der Einführung der Fair Value Option beabsichtigte das IASB, die Vorschriften von 
IAS 39 zu erleichtern und Bewertungsanomalien zu reduzieren bzw. zu vermeiden.4 Be-
wertungsinkongruenzen ergeben sich beispielsweise, wenn finanzielle Vermögenswerte 
zum Fair Value bewertet werden, die damit wirtschaftlich verbundenen finanziellen Ver-
bindlichkeiten jedoch zu Anschaffungskosten bilanziert werden. Durch eine konsistente 
Bewertung miteinander verbundener Finanzinstrumente wird die Eigenkapital- und Ergeb-
nisvolatilität eliminiert.5 Die Fair Value Option bietet ausserdem eine Alternative zu den 
restriktiven Regeln des Hedge Accounting. Bestimmte Finanzinstrumente sind nicht mehr 
zwingend als Hedging-Posten zu designieren, da die Möglichkeit besteht, die Fair Value 
Option anzuwenden.6  
 
3 Das Standardsetzungsverfahren am Beispiel von IAS 39 (revised 2003) 
Die Historie der Fair Value Option geht bis ins Jahr 2002 zurück, in welchem erstmals im 
Exposure Draft (ED) des Standards IAS 39 die Fair Value Option thematisiert wurde. Ob-
wohl diese in der Vernehmlassungsphase von einigen kritisiert wurde, nahm das IASB 
keine Änderungen vor und publizierte am 17. Dezember 2003 den finalen Standard IAS 39 
(revised 2003).  
3.1 Darstellung der Regelung 
Der Standard IAS 39 (revised 2003) war für Unternehmen ab dem 1. Januar 2005 ver-
pflichtend anzuwenden. Da keine weiteren Restriktionen mit der Anwendung der Fair  
Value Option verbunden waren, wurde diese Version als «uneingeschränkte Fair Value 
Option» bezeichnet. Die Designation war allerdings nur bei erstmaliger Bewertung erlaubt 
und nach Zuordnung zur Kategorie konnten keine Umklassifizierungen mehr vorgenom-
men werden. Zudem war es nicht zulässig, einzelne Teile eines Finanzinstruments zum 
Fair Value zu bewerten; die Designation konnte nur für Finanzinstrumente als Ganzes an-
gewendet werden.7  
3.2 Stellungnahmen zum ED IAS 39 (revised 2003) 
Nach Veröffentlichung des Exposure Draft am 14. Juni 2002 trafen 186 Comment Letters 
beim IASB ein, in denen der Entwurf kritisch gewürdigt wurde. Da der folgende Standard 
IAS 39 (rev. 2003) keine Änderung bezüglich der Fair Value Option brachte, kann davon 
ausgegangen werden, dass sich die jeweiligen Stellungnahmen zum ED auch auf IAS 39 
(rev. 2003) beziehen. 
Eine Analyse der 186 eingegangenen Comment Letters zum ED IAS 39 (rev. 2003) ergibt, 
dass die Mehrheit der Stakeholder der Einführung der Fair Value Option zugestimmt hat 
(vgl. Abb. 2). Jedoch verzichtete eine relativ hohe Anzahl von Anspruchsgruppen, explizit 
zur Fair Value Option Stellung zu nehmen. Dies lässt sich darauf zurückführen, dass der 
                                                 
3  Vgl. IAS 39 (rev. 2003).9 (b). 
4  Vgl. IAS 39 (rev. 2003).BC74. 
5  Vgl. IAS 39 (rev. 2003).BC74 (c), BC78. 
6  Vgl. IAS 39 (rev. 2003).BC74 (a), BC75. 
7  Vgl. IAS 39 (rev. 2003).9 (b), 50, BC86. 
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ED schwer überschaubar und komplex war, da er zwei verschiedene Standards (IAS 32 
und IAS 39) behandelte und die Fair Value Option innerhalb des Standards nur am Rande 
thematisiert wurde. Unklare Aussagen und Contra-Voten gab es im Vergleich zu den ande-
ren Kategorien nur wenige. 
 
Abbildung 2: Häufigkeitsverteilung der Stakeholder nach der Einstellung (2002) 
 
Einstellung zur 
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   25 
   59 
  43,6 
  11,3 
  13,4 
  31,7 
Summe 186 100,0 
Die Analyse zeigt zudem, welche Argumente für die Stellungnahme der Anspruchsgrup-
pen ausschlaggebend waren. Hierzu wurden die jeweiligen Gründe aller Stakeholder, die 
sich zur Fair Value Option äusserten, untersucht (vgl. Abb. 3 und 4).  
 



















Die Erleichterung beim Hedge Accounting ist mit 35% der bedeutendste Grund für die 
Zustimmung zur Fair Value Option. Dies ist auf die beachtlichen Konsequenzen zurückzu-
führen, die sich für die Unternehmen durch die Wahlmöglichkeit ergeben. Zunächst einmal 
kann ein grosser Aufwand vermieden werden, da die strikten Regeln des Hedge Accoun-
ting nicht mehr einzuhalten sind. Ferner verringern sich die Kosten der Dokumentation. 
Auch kann auf eine Bewertung der Hedge Effektivität verzichtet werden.8
Die Reduktion von Bewertungsanomalien ist vor allem für die Offenlegung der Abschlüsse 
entscheidend, da dadurch die Ergebnis- und Eigenkapitalvolatilität, die durch eine inkon-
sistente Bewertung finanzieller Vermögenswerte und Verbindlichkeiten entsteht, eliminiert 
bzw. reduziert werden kann. Dieser Vorteil wird von ca. 29% der Stakeholder honoriert. 
                                                 
8  Vgl. Deloitte Touch Tohmatsu International (2002), S. 17. 
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Auffallend sind die divergenten Meinungen bezüglich des Fair Value Accounting. 13% 
begrüssen die Einführung der Fair Value Option als Möglichkeit für eine breitere Anwen-
dung des Fair Value Accounting. Allerdings äussern sich 9% der Stakeholder gegen eine 
weitere Ausdehnung der Fair Value-Bewertung in Richtung eines Full Fair Value Model.  
Die generelle Erleichterung bei der Anwendung des Standards IAS 39, die mit der Nutzung 
der Fair Value Option einhergeht, wird von 13% der Stakeholder als Vorteil gesehen. Un-
ter dieses Argument fallen sowohl die Vereinfachung im Hedge Accounting als auch die 
Reduktion von Bewertungsanomalien sowie die Erleichterung bei eingebetteten Derivaten. 
Viele Stakeholder spezifizieren in den Comment Letters jedoch nicht, welcher dieser drei 
Gründe ausschlaggebend war. 
Die angesprochene Problematik eingebetteter Derivate kann für Unternehmen sehr auf-
wändig sein, wenn das Derivat vom Basisvertrag getrennt zu bewerten ist. Sofern das zu-
sammengesetzte Instrument in einem aktiven Markt gehandelt wird, ist es oft einfacher, 
den Fair Value des Instruments als Ganzes zu berechnen, anstatt es in seine Bestandteile zu 
zerlegen und den Fair Value der einzelnen Teile zu bestimmen.9 8% der Stakeholder be-
fürworten dieses Argument.  
 















Die Problematik des Einbezugs des eigenen Kreditrisikos in die Fair Value-Bewertung 
sehen 25% der Stakeholder als entscheidenden Nachteil. Die Anwendung des Fair Value 
für finanzielle Verbindlichkeiten erfordert die Berücksichtigung des eigenen Kreditrisikos. 
Damit hat ein Unternehmen einen Gewinn auszuweisen, sofern die Kreditwürdigkeit ab-
nimmt. Die Abnahme der Bonität führt zu einem höheren Diskontierungssatz.  
Kritisiert wird an der Fair Value Option ausserdem die Gefahr einer willkürlichen Anwen-
dung. Dieses Argument wird insbesondere von Aufsichtsbehörden genannt, die befürchten, 
dass der Handlungsspielraum für die Designation von Finanzinstrumenten als FVTPL nicht 
griffig genug definiert werden kann. Die mangelnde Vergleichbarkeit, die von 15% als 
Nachteil angesehen wird, resultiert als Konsequenz der Freiräume bei der Anwendung der 
Fair Value Option.  
                                                 
9  Vgl. IAS 39 (rev. 2003).BC74 (b), BC 76. 
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9% der Anspruchsgruppen bemängeln, dass das Motiv der Zuordnung der Finanzinstru-
mente in die entsprechenden Kategorien durch die Anwendung der Fair Value Option ver-
loren geht, da nahezu alle Finanzaktiven sowie -passiven zum Fair Value bewertet werden 
können. Infolgedessen kann die ökonomische Beschaffenheit der Finanzinstrumente durch 
die Nutzer der Abschlussinformation nicht mehr nachvollzogen werden. 
Lediglich 2% der Stakeholder befürchten, dass durch die Einführung der Fair Value Option 
das Ergebnis sowie das Eigenkapital stark schwanken werden. 
Die Analyse der Standpunkte der jeweiligen Anspruchsgruppen zeigt ferner, dass Finanz-
dienstleister und andere Unternehmen ähnliche Meinungen bezüglich der Einführung der 
Fair Value Option vertreten. Sie votieren mit grosser Mehrheit für die Implementierung 
dieses Wahlrechts, da die Fair Value Option eine Kosten- und Zeitersparnis darstellt.  
Die Aufsichtsbehörden sind die schärfsten Kritiker einer freien Fair Value Option. Sie be-
fürchten vor allem eine unangemessene Anwendung, beispielsweise zur Manipulation von 
Gewinnen.10 Ausserdem weisen sie auf die Problematik des eigenen Kreditrisikos hin. Al-
lerdings sind ihnen auch die Vorteile, insbesondere die Erleichterung beim Hedge Accoun-
ting und die Reduktion von Bewertungsanomalien, bewusst.  
Nachdem die uneingeschränkte Fair Value Option in IAS 39 (rev. 2003) am 17. Dezember 
2003 verabschiedet wurde, wiederholten insbesondere die Aufsichtsbehörden ihre Beden-
ken. Druck kam auch vonseiten der Europäischen Zentralbank (EZB). Sie befürchtete, dass 
die Volatilität durch die Anwendung eines Fair Value Accounting steigen könnte und Ban-
ken in diesem Zusammenhang ihre Geschäftspraktiken ändern würden. Dies hätte Auswir-
kungen auf das Risikomanagement der Banken. Insbesondere wären bei einem Fair Value 
Accounting Wertsteigerungen finanzieller Vermögenswerte erfolgswirksam zu erfassen, 
was während einer Phase des wirtschaftlichen Aufschwungs zu erhöhten Dividendenforde-
rungen führen könnte. Langfristig wäre deshalb mit negativen Einflüssen auf die Stabilität 
des Finanzmarktsystems zu rechnen.11  
Die anhaltende Kritik veranlasste das IASB, die Fair Value Option zu revidieren. Diese 
Massnahme erstaunt einerseits, da die Mehrheit der Stakeholder sich während des Ver-
nehmlassungsprozesses für die Fair Value Option aussprach und andererseits, da schon vor 
Veröffentlichung des Standards IAS 39 (rev. 2003) die Position der Aufsichtsbehörden 
bekannt war. 
 
4 Die eingeschränkte Fair Value Option 
Im Rahmen der Revision veröffentlichte das IASB am 21. April 2004 einen Exposure 
Draft, der ausschliesslich die Fair Value Option thematisierte. Darin wurde die Anwen-
dung der Fair Value Option eingeschränkt. 
4.1 Darstellung der Regelungen 
Um den Bedenken der Aufsichtsbehörden Rechnung zu tragen, wird eine Anwendung der 
Fair Value Option nur noch in folgenden Fällen erlaubt: 
 
− Finanzielle Vermögenswerte bzw. Verbindlichkeiten mit ein oder mehreren einge-
betteten Derivaten, unabhängig davon, ob nach IAS 39.11 die Trennung von einge-
betteten Derivaten verlangt wird.  
                                                 
10  Vgl. IOSCO (2002), S. 3. 
11  Vgl. EZB Monatsbericht (2004), S. 87-89. 
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− Finanzielle Verbindlichkeiten, deren Zahlungsströme an die Wertentwicklung eines 
Vermögenswerts vertraglich gekoppelt sind. Die Vermögenswerte sind im Vertrag 
genau anzugeben. 
− Finanzielle Vermögenswerte bzw. -verbindlichkeiten, deren Risiken durch die Fair 
Value-Veränderung anderer Vermögenswerte bzw. Verbindlichkeiten aufgehoben 
werden. Dies gilt auch für Derivate sowie für Portfolios von Vermögenswerten, Ver-
bindlichkeiten bzw. Derivaten. 
− Finanzielle Vermögenswerte, die nicht der Kategorie «Loans and Receivables» zu-
geordnet werden. 
− Finanzinstrumente, für welche IAS 39 oder ein anderer Standard die Designation als 
Finanzinstrument in FVTPL erlaubt bzw. fordert.12 
 
Als Zeitpunkt des Inkrafttretens war der 1. Januar 2005 vorgesehen.13 Im neuen Vorschlag 
durften Eigenkapitalinstrumente, deren Fair Value nicht verlässlich bestimmbar ist, weiter-
hin nicht zum Fair Value bewertet werden.14 Auch das Verbot einer späteren Umklassifi-
zierung blieb bestehen.15  
Neu war, dass die Anwendung der Fair Value Option und die relevante Risikosteuerung 
der Unternehmen von den Aufsichtsbehörden überwacht werden sollten.16 Ebenfalls neu 
war die Forderung eines verifizierbaren Fair Value von Finanzaktiven bzw. -passiven. Die 
Verifizierbarkeit war grundsätzlich dann gegeben, wenn sich ein Unternehmen bei der Be-
rechnung des Fair Value primär an Preise auf einem aktiven Markt hielt. Waren keine sol-
chen vorhanden, konnte ein nachweislich valides Bewertungsverfahren angewendet wer-
den. Bei der Ermittlung des verifizierbaren Fair Value war die Orientierung an Marktdaten 
entscheidend.17
Bezüglich der Problematik des Einbezugs des eigenen Kreditrisikos nahm das IASB keine 
Änderung vor, da bereits in IAS 39 (rev. 2003) zusätzliche Offenlegungspflichten gefor-
dert wurden. Bei finanziellen Verbindlichkeiten war der Teil der Veränderung des Fair 
Value anzugeben, der nicht auf Veränderungen des Leitzinssatzes zurückzuführen war. 
Zudem war der Betrag offen zu legen, der zwischen dem Buchwert und dem Rückzah-
lungsbetrag der finanziellen Verbindlichkeiten lag. Der Rückzahlungsbetrag wurde als 
derjenige Betrag definiert, der bei Fälligkeit an den Inhaber der Verpflichtung zu entrich-
ten war.18
4.2 Stellungnahmen der Öffentlichkeit  
Die Analyse der Comment Letters zeigt, dass 74,3% der 113 Stakeholder die vorgeschla-
genen Änderungen ablehnen. Nur 6,2% stimmen dem Exposure Draft zu und bei 19,5% ist 
unklar, welche Meinung sie bezüglich der Restriktionen der Fair Value Option vertreten 
(vgl. Abb. 5). 
                                                 
12  Vgl. ED (2004).9 (b). 
13  Vgl. ED (2004).103A. 
14  Vgl. ED (2004).9 (b). 
15  Vgl. ED (2004).50. 
16  Vgl. ED (2004).9 (b). 
17  Vgl. ED (2004).9 (b), 48B. 
18  Vgl. IAS 32 (2005).94 (f). 
 7
Abbildung 5: Häufigkeitsverteilung der Stakeholder nach der Einstellung (2004) 
Einstellung zur 





Pro     7     6,2 
Contra   84   74,3 
Unklare Aussage   22   19,5 
Summe 113 100,0 
 
Dieses Ergebnis überrascht vor dem Hintergrund, dass die Fair Value Option aufgrund der 
wenigen Contra-Stimmen, die 2002 geäussert wurden (vgl. Abb. 2), überarbeitet wurde. 
Die Anzahl der kritischen Stellungnahmen ist enorm angestiegen. Gleichzeitig ist die An-
zahl der Befürworter stark gesunken (vgl. Abb. 6). Dies erstaunt umso mehr, als dass die 
Restriktionen zum Ziel hatten, die Nachteile der Fair Value Option zu eliminieren und eine 
breitere Akzeptanz zu gewinnen.  
 








0% 10% 20% 30% 40% 50% 60% 70% 80%
contra Fair Value Option
unklare Aussage






Auffallend ist, dass ein grosser Teil der verschiedenen Anspruchsgruppen die vorgeschla-
genen Restriktionen der Fair Value Option ablehnt. Sogar die Aufsichtsbehörden scheinen 
mit dem Lösungsansatz des IASB nicht zufrieden zu sein, obwohl gerade diese eine Ein-
schränkung forderten. Die Stellungnahmen der finanzdienstleistenden und sonstigen Un-
ternehmen zeigen ein ähnliches Bild. Die Mehrheit lehnt die vorgeschlagenen Änderungen 
ab. Ein weiterer kleiner Teil äussert sich nicht und nur ein sehr kleiner Anteil stimmt dem 
Exposure Draft zu.  
Die Argumente für die breite Kritik und die spärliche Zustimmung werden im Folgenden 
analysiert (vgl. Abb. 7). 
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Die Mehrheit der Stakeholder lehnt die Einführung des Kriteriums der Verifizierbarkeit ab. 
Gründe hierfür sind beispielsweise der zusätzliche Aufwand, der durch die strengeren Re-
geln entsteht und die inkonsistente Anwendung dieses neuen Tests. Die Inkonsistenz ent-
steht, da das Kriterium nicht für alle Finanzaktiven sowie -passiven gilt. Unter den An-
spruchsgruppen gibt es allerdings auch 6%, die eine striktere Verifizierbarkeit gutheissen, 
jedoch eine einheitliche Anwendung für alle finanziellen Vermögenswerte und Verbind-
lichkeiten fordern.  
Ein weiterer grosser Teil der Stakeholder lehnt die vorgeschlagene Überwachungsfunktion 
der Aufsichtsbehörden ab. Einige Stakeholder vertreten die Meinung, dass dadurch ein 
gefährlicher Präzedenzfall, der sich zum Massstab für andere Bereiche entwickeln könnte, 
geschaffen werde.19
36% der Stakeholder hinterfragen den Sinn einer erneuten Diskussion über die Fair Value 
Option. Diese wurde im Jahr 2002 von der Mehrheit akzeptiert. Durch die erneute Diskus-
sion hat nach der Meinung des Bundesverbands Öffentlicher Banken Deutschlands das 
IASB an Glaubwürdigkeit verloren.20  
Ein Argument, das zwar nicht allein zur Ablehnung der Fair Value Option führt, jedoch für 
einige Stakeholder bei der Anwendung der neuen Regeln zu beachten ist, ist die knappe 
Zeitspanne, die für die Umsetzung der neuen Regeln vorgesehen war. Einige Anspruchs-
gruppen hielten es für ausgeschlossen, rechtzeitig Vorkehrungen für die Implementierung 
des neuen Standards treffen zu können.  
Interessant sind die Einstellungen zur Volatilität und Bonität. Diese werden daher im Fol-
genden detaillierter betrachtet (vgl. Abb. 8 und 9). 44% der Stakeholder beziehen zur Vola-
tilität Stellung. Die Mehrheit der Anspruchsgruppen ist der Meinung, dass die neuen Vor-
schläge zur Fair Value Option einen Anstieg der Volatilität verursachen. Begründet wird 
dies meist damit, dass die Restriktionen zu Bewertungsinkongruenzen und damit zu einer 
Erhöhung der Volatilität führen könnten.21 46% sind der Ansicht, dass nur die uneinge-
schränkte Fair Value Option eine Reduktion der Volatilität bewirken würde. Lediglich 2% 
                                                 
19  Vgl. Institute of Chartered Accountants in England & Wales (2004), S.2. 
20  Vgl. Bundesverband Öffentlicher Banken Deutschlands (2004), S. 3. 
21  Vgl. Goldman Sachs (2004), S. 2. 
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vertreten die Meinung, dass die Volatilität durch die Einführung der Restriktionen gesenkt 
werden kann.  
 
Abbildung 8: Stellungnahmen zur Volatilität (2004) 
Erhöhung durch eingeschränkte Fair Value Option (52%)
Reduktion durch eingeschränkte Fair Value Option (2%)
Reduktion durch uneingeschränkte Fair Value Option (46%)
 
 
Die Problematik des eigenen Kreditrisikos kann auch durch die erweiterten Auflagen be-
züglich Offenlegung nicht vollständig gelöst werden. Dies geht aus einer Analyse der Mei-
nungen der Anspruchsgruppen hervor (vgl. Abb. 9). 
 
Abbildung 9: Stellungnahmen zur Bonität (2004) 
für Einbezug (9%)
gegen Einbezug (21%)
Angabepflichten sind ausreichend (21%)
unzufrieden (19%)
Exposure Draft löst Problem nicht (30%)
 
 
Generell nehmen 47% der 113 Anspruchsgruppen zur Problematik des eigenen Kreditrisi-
kos Stellung. 30% gehen davon aus, dass die Angelegenheit bisher noch nicht gelöst wer-
den konnte. Ihnen reichen die zusätzlichen Offenlegungspflichten, die vom IASB vorge-
schrieben wurden, als Lösung nicht aus. 21% halten jedoch die zusätzlichen Angaben zum 
Kreditrisiko für angemessen und ausreichend. Ähnlich widersprüchliche Ansichten gibt es 
bezüglich des Einbezugs bzw. Nichteinbezugs des eigenen Kreditrisikos bei der Fair     
Value-Bewertung (vgl. Abb. 9). 19% der Stakeholder sind zudem der Meinung, dass die 
Bonität ein grundsätzliches Problem darstellt.  
 
5 Der Weg zur aktuellen Fair Value Option 
Das IASB konnte aufgrund der negativen Stellungnahmen die eingeschränkte Fair Value 
Option nicht durchsetzen. Es lag jedoch auf der Hand, dass eine Rückkehr zur uneinge-
schränkten Fair Value Option auch kein Weg sein konnte, da so die Bedenken der Auf-
sichtsbehörden nicht berücksichtigt werden konnten.22 Das Ziel war daher eine Kompro-
misslösung, welche die Anliegen aller Stakeholder einbezieht.  
                                                 
22  Vgl. IASB Update (2004), S. 4. 
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5.1 Der besondere Einfluss der EU 
Standards, die vom IASB verabschiedet werden, sind von der EU im Rahmen eines Über-
nahmeverfahrens (Endorsement) anzuerkennen. Die Akzeptanz von IAS 39 erwies sich 
jedoch aufgrund der kontroversen Diskussionen über die Fair Value Option als problema-
tisch. Bedingung für die Anerkennung der EU war ein stabiler, befriedigender Standard. 
Nachdem sich die European Financial Reporting Advisory Group (EFRAG) und das Ac-
counting Regulatory Committee (ARC) gegen die vollständige Übernahme von IAS 39 
ausgesprochen hatten, wurde der Standard mit zwei Ausnahmen am 19. November 2004 
von der EU-Kommission akzeptiert (Carve Out Version). Abweichungen wurden bezüg-
lich der Fair Value Option und der Regeln des Hegde Accounting beschlossen:  
 
• Bei der Fair Value Option wurden die finanziellen Verbindlichkeiten von der Bewer-
tung zum Fair Value ausgeschlossen. Die uneingeschränkte Fair Value Option war 
weiterhin in Kraft.23 
• Die Restriktionen bezüglich Spareinlagen (Core Deposits) beim Fair Value Hedge 
wurden aufgehoben.24 
 
Das IASB reagierte auf die anhaltenden Probleme der Fair Value Option mit der Veröf-
fentlichung zweier weiterer Exposure Drafts zur Fair Value Option. Am 16. Juni 2005 
wurde schliesslich die aktuelle, eingeschränkte Fair Value Option publiziert. Diese ist das 
Ergebnis eines monatelangen Überarbeitungsprozesses des Entwurfs, der am 21. April 
2004 publiziert wurde. Ziel war es, die Anliegen der Aufsichtsbehörden zu berücksichti-
gen. Die Fair Value Option gilt nach der aktuellen Regelung für Geschäftsjahre ab dem 1. 
Januar 2006.25  
Am 15. November 2005 akzeptierte auch die Europäische Kommission die eingeschränkte 
Fair Value Option.26 Dies erfolgte rückwirkend zum 1. Januar 2005. Allerdings behält sich 
die Europäische Kommission vor, die Folgen der Anwendung der eingeschränkten Fair 
Value Option zu beobachten und zu untersuchen.27
5.2 Die aktuelle Fair Value Option 
Um den Anliegen der Aufsichtsbehörden, die eine willkürliche Anwendung befürchten, 
Rechnung zu tragen, wird die Einschränkung der Anwendung der Fair Value Option bei-
behalten.28 Allerdings ändern sich die Kriterien, gemäss denen die Nutzung der Fair Value 
Option zulässig ist.  
Das Wahlrecht ist beschränkt auf folgende Anwendungsfälle: 
 
1 Bewertungs- oder Ansatzinkonsistenzen (Accounting Mismatch) können durch eine 
Erfassung zum Fair Value reduziert oder vermieden werden.29 
 
                                                 
23  Vgl. Jerzembek (2005), S. 225-226. 
24  Vgl. StandardSettingReport (2004), S. 3. 
25  Vgl. Eckes / Weigel (2006), S. 416. 
26  Vgl. Eckes / Weigel (2006), S. 416. 
27  Vgl. Amtsblatt der Europäischen Kommission (2005), S. 2. 
28  Vgl. IAS 39.BC73A. 
29  Vgl. IAS 39.9 (b) (i). 
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2 Die Steuerung einer Gruppe finanzieller Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten 
erfolgt auf Basis des Fair Value entsprechend einer dokumentierten Risikomanage-
ment- oder Anlagestrategie; die damit verbundenen Informationen über die Finanzin-
strumente werden intern «Personen in Schlüsselpositionen» zur Verfügung gestellt.30 
 
3 Ein Instrument besteht aus einem oder mehreren eingebetteten Derivaten; das gesam-
te Instrument kann zum Fair Value bewertet werden, unabhängig davon, ob nach IAS 
39.11 eine Trennung des eingebetteten Derivats verlangt wird, sofern die folgenden 
Kriterien erfüllt sind: 
– Das eingebettete Derivat führt zu einer wesentlichen Veränderung der Zahlungs-
ströme des Instruments. 
– Eine separate Bilanzierung ist beim eingebetteten Derivat zulässig, sofern dies 
aus einem Vergleich des Derivats mit einem ähnlich strukturierten Instrument 
hervorgeht. 31 32 
 
Die Einschränkung bezüglich Eigenkapitalinstrumente bleibt weiterhin bestehen. Demnach 
dürfen solche Instrumente, für die kein Marktpreis vorliegt und bei denen eine verlässliche 
Bestimmung des Fair Value nicht möglich ist, nicht zum Fair Value bewertet werden.33 
Auch das Verbot der Umklassifizierung und die unwiderrufliche Designation zum Zeit-
punkt der erstmaligen Erfassung gelten nach wie vor. Dadurch soll eine unangemessene 
Anwendung der Fair Value Option verhindert werden.  
Bezüglich der Problematik der Bonität wurden nur geringfügige Änderungen vorgenom-
men. Offen zu legen sind neu die Änderungen des Fair Value der finanziellen Verbindlich-
keiten, die auf Veränderungen des Kreditrisikos zurückzuführen sind.34 Zudem werden neu 
zahlreiche zusätzliche Pflichten zur Offenlegung eingeführt, die zum Ziel haben, Manipu-
lationsspielräume einzuengen. 
 
6 Schlussfolgerungen und Ausblick 
Die aktuelle Version der Fair Value Option stellt eine Kompromisslösung dar, die dem 
ersten Vorschlag der uneingeschränkten Fair Value Option gleicht. Trotz der obligatori-
schen Anwendungskriterien entstehen bilanzpolitische Gestaltungsspielräume, da keine 
detaillierten Vorgaben zu den Regelungen existieren. Wann liegt beispielsweise eine er-
hebliche Reduktion von Bewertungsinkonsistenzen vor? In welcher Ausführlichkeit ist die 
Dokumentation der Risikomanagement- oder Anlagestrategie vorzunehmen?  
Der langwierige Prozess hat dazu beigetragen, dass sich das IASB und diverse Stakeholder 
intensiv mit der Fair Value Option auseinander gesetzt haben (vgl. Abb. 10). Das Resultat 
sind unter anderem striktere Offenlegungsvorschriften, was grundsätzlich zu begrüssen ist.  
                                                 
30  Vgl. IAS 39.9 (b) (ii). 
31  Vgl. IAS 39.11A. 
32  Es besteht eine weitere Möglichkeit, ein zusammengesetztes Instrument, bei dem eine Trennung von 
Derivat und Basisinstrument verlangt wird, als FVTPL zu designieren. Dies gilt für den Fall, dass eine 
separate Bewertung bei erstmaliger Erfassung und bei den folgenden Stichtagen nicht vorgenommen 
werden kann. Falls die verlässliche Bestimmung des Fair Value eines eingebetteten Derivats, welches 
vom Basisinstrument getrennt werden müsste, nicht möglich ist, kann das zusammengesetzte Instrument 
auch als FVTPL designiert werden (vgl. IAS 39.12,13). 
33  Vgl. IAS 39.9 (b). 
34  Vgl. IFRS 7.10. 
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Abbildung 10: Geschichte der Fair Value Option 
Geschichte der Fair Value Option 
14.06.2002 Exposure Draft of Proposed Amendments to IAS 32, Financial Instru-
ments: Disclosure and Presentation and IAS 39, Financial Instruments: 
Recognition and Measurement 
17.12.2003 IAS 39 (revised 2003): Die uneingeschränkte Fair Value Option 
21.04.2004 Exposure Draft of Proposed Amendments to IAS 39, Financial Instru-
ments: Recognition and Measurement, The Fair Value Option 
19.11.2004 Carve Out Version der EU-Kommission 
06.12.2004 Preliminary first Draft of a possible new Approach of the Fair Value Op-
tion 
22.02.2005 Second preliminary Draft 
16.06.2005 Finale Fassung der Fair Value Option in IAS 39 
15.11.2005 Akzeptanz der EU-Kommission 
19.03.2008 Discussion Paper: Reducing Complexity in Reporting Financial Instru-
ments 
 
Unklar bleibt jedoch, warum das IASB die Fair Value Option, mit der eine Reihe von 
Komplikationen verbunden war, bereits im Jahr 2003 verabschiedete. Durch die folgenden 
Modifikationen des Standards wurde die Anwendung der Regeln für finanzdienstleistende 
und sonstige Unternehmen stark erschwert. Viele Stakeholder kritisierten die wiederholte 
Diskussion der Fair Value Option. Sie vertraten die Meinung, dass die Bedenken der Auf-
sichtsbehörden vor Verabschiedung des Standards zu berücksichtigen gewesen wären. 
Da die Komplexität des Standards IAS 39 von vielen Anspruchsgruppen gegenwärtig er-
heblich kritisiert wird, sind weitere Modifikationen an der Fair Value Option zu erwarten. 
Das IASB publizierte im Zuge der kontrovers geführten Diskussionen im März 2008 ein 
Discussion Paper, in welchem eine Erleichterung des Standards IAS 39 angestrebt wird. 
Darin wird auch die Fair Value Option wieder thematisiert. Diskutiert wird beispielsweise, 
ob die Anwendung der Fair Value Option für weitere nicht finanzielle Vermögenswerte 
und Verbindlichkeiten zugelassen werden soll. Zudem wird die Designation bei erstmali-
ger Bewertung und infolgedessen das Verbot der Umklassifizierung in Frage gestellt.35 Die 
Lockerung dieser Restriktionen und die damit einhergehende Flexibilität bei der Anwen-
dung der Fair Value Option würde allerdings zu einer geringeren Vergleichbarkeit führen. 
Fraglich ist, ob die Anspruchsgruppen dies akzeptieren würden. Die mangelnde Vergleich-
barkeit war bereits bei der uneingeschränkten Fair Value Option ein zentraler Kritikpunkt.  
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann keine Prognose abgegeben werden, welche Modifika-
tionen am Standard IAS 39 erfolgen werden. Das Standardsetzungsverfahren der Fair Va-
lue Option, das im Jahr 2002 vom IASB aufgenommen wurde, scheint nach wie vor noch 
nicht abgeschlossen zu sein. Eine überzeugende, längerfristige konzeptionelle Lösung fehlt 
aber offenbar. Diese Unsicherheiten sind Gift für eine glaubwürdige Rechnungslegung. 
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